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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Anwendung 
von Artikel 40 Absatz 4 EWG auf die französischen überseeischen Departements 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 43 und 227, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es erscheint zweckmäßig, von der Möglichkeit Ge- 
brauch zu machen, den Geltungsbereich des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, auf die fran- 
zösischen überseeischen Departements auszudehnen, 
damit diese in den Genuß der in Artikel 6 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 
1970 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2788/72 2 ), vorgesehenen Gemeinschafts- 
beihilfen zur Verbesserung der Agrarstrukturen ge- 
langen und so die wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung dieser Regionen mit vorwiegend landwirt- 
schaftlichen Strukturen gefördert wird. 

Es ist wünschenswert, die Tätigkeit der Abteilung 
Ausrichtung alsbald auf die französischen über- 
seeischen Departements auszudehnen. Dabei emp- 
fiehlt es sich, daß Anträge auf Zuschüsse im Rahmen 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 
5. Februar 1964 über die Beteiligung des Europäi- 
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land- 
wirtschaft 3 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 288 
vom 25. Oktober 1974, S. 5 


' (EWG) Nr. 2684/74 4 ), schon ab 1975 gestellt werden 
j können. 

| Es ist deshalb erforderlich, den in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1215/75 des Rates vom 15. Mai 1975 über 
die Aufteilung der Mittel des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1974 und über 
die Verlängerung bestimmter Fristen für 1974 und 
1975 5 ) festgesetzten Termin für die Einreichung der 
Anträge hinauszuschieben — 

| 

I HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

| 

A r t i k e 1 1 

| Artikel 40 Absatz 4 des Vertrages findet in bezug 
| auf die Abteilung Ausrichtung des Europäischen 
| Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
| schaff Anwendung auf die französischen über- 
seeischen Departements. 

Artikel 2 

Die Antragsfrist für Zuschüsse im Rahmen der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG in Artikel 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1215/75 für das Jahr 1975 für auf dem 
Gebiet der französischen überseeischen Departe- 
ments durchzuführenden Vorhaben wird bis zum 
31. Dezember 1975 verlängert. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

• r >) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 121 
vom 14. Mai 1975, S. 1 
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Finanzbogen 


Anhang zum Dokument . . . 
Datum: . . . 


1. Haushaltsposten: TITEL 8 

2. Bezeichnung des Vorhabens: 

Vorschlag einer Ratsverordnung über die Anwendung von Artikel 40, Absatz 4 des Vertrages auf 
die französischen überseeischen Departements 


3. Juristische Grundlage: Artikel 40 Absatz 4 des Vertrages 

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung dei 
gemeinsamen Agrarpolitik 


4. Ziele des Vorhabens: Ausdehnung des Anwendungsbereiches des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, auf die französischen überseeischen 
Departements, um diesen die Möglichkeit einer Begünstigung durch gemeinschaftliche Beihilfen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur zu geben. 




Laufendes 

Kommendes 

5.0 Ausgaben 

Wirtschaftsjahr 

Haushaltsjahr ( ) 

Haushaltsjahr 

(76) 

zu Lasten des Gemeinschaftshaushalts 

— 

— 

0,5 Mio RE 

zu Lasten nationaler Verwaltungen 

— 

— 

— 

zu Lasten anderer nationaler Sektoren 

— 

— 

— 


5.1 

Vorausschau Jahr 1976 Jahr 1977 Jahr 1978 

0,5 Mio RE 1 Mio RE 1,3 Mio RE 


5.2 Berechnungsmethode: Die Methode und die für die Berechnung der finanziellen Schätzungen ange- 
wandten Voraussetzungen sind in der Anmerkung weiter unten angegeben. 


6.1 Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 

— NEIN 


6.2 Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 

— NEIN 


6.3 Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 

— NEIN 

6.4 Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 

Anmerkungen: a) Um die finanzielle Auswirkung der Ausdehnung des Anwendungsbereiches des 
EAGFL, Abteilung Ausrichtung, auf die französischen überseeischen Departements zu bestimmen, er- 
scheint es nützlich, die landwirtschaftlichen Nutzflächen sowie den in der Landwirtschaft tätigen Bevöl- 
kerungsanteil der „D.O.M." mit denen der Gemeinschaft der Neun zu vergleichen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 25. November 1975 - 1/4 - 680 70 - E - De 2/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 31. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Gemeinschaft der Neun 

„D.O.M." 

v. H. 

Landwirtschaftliche Nutzfläche 

93 847 000 ha 

148 061 ha 

0,16 

In der Landwirtschaft 

9 655 000 

86 104 

0,89 

tätiger Bevölkerungsanteil 





Für diese Berechnung wurde die Steigerung durch Ausdehnung auf die D.O.M. der in der Gemeinschaft 
der Neun angewandten Maßnahmen auf 0,5 v. H. festgesetzt, 

b) Haushaltsmäßige Auswirkungen der Einbeziehung der D.O.M. 

1. Kapitel 80 — Verordnung Nr. 17/64/EWG: Die in den D.O.M. finanzierten Vorhaben würden als von 
der französischen Regierung eingereicht angesehen und den in dieser Verordnung vorgesehenen Mittel- 
beschränkungen unterworfen. 

2. Kapitel 81 — Gemeinsame Maßnahmen im Bereich der Reform der Agrarstruktur. Die Einbeziehung 
der D.O.M. würde eine Steigerung der Mittel um 0,5 v. H. mit sich bringen. 



Haushalt 1976 

Haushalt 1977 

Haushalt 1978 


in Mio RE 

in Mio RE 

i 

in Mio RE 

Haushaltsmittel für die „Neun" 

91 

194 

261,9 

Haushaltsmittel mit den D.O.M. 

91,5 

195 

263,2 


c) Angesichts des Ungenauigkeitsstandes der für gemeinsame Maßnahmen vorgesehenen Ausgaben, ist 
eine Änderung im Haushaltsplan für 1976 nicht notwendig. Die Einbeziehung der „D.O.M." in den 
Anwendungsbereich wird bei der Festsetzung der späteren Vorausschau berücksichtigt werden. 

d) Die Kosten dieser gemeinsamen Maßnahme für die vier nächsten Jahre werden auf 2,8 Mio RE 
geschätzt. 


Begründung 

1. Die französischen überseeischen Departements 
unterliegen den Bestimmungen des Vertrages von 
Rom, soweit dieser dies festlegt. 

Gemäß Artikel 227 Absatz 2 Unterabsatz 1 des 
Vertrages finden die Bestimmungen über den Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
jedoch auf die französischen überseeischen Departe- 
ments keine Anwendung. 

Gemäß Unterabsatz 2 dieses Artikels werden die Be- 
dingungen für die Anwendung der Bestimmungen 
des Vertrages, die nicht bereits nach Unterabsatz 1 
anwendbar sind, durch einstimmige Entscheidungen 
des Rates auf Vorschlag der Kommission beschlos- 
sen, Dies gilt demnach auch für die Bestimmungen 
über den EAGFL. 

2. Die Wirtschaftsstrukturen der französischen 
überseeischen Departements sind im wesentlichen 
Agrarstrukturen. Außerdem leidet die Landwirt- 
schaft dort unter naturbedingten Nachteilen, wie 
ungünstige Klimavoraussetzungen und zu große 
Entfernung von den Märkten der Gemeinschaft. 


Es ist demnach zweckmäßig, den Geltungsbereich 
des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, auf diese De- 
partements auszudehnen, damit sie ihre Agrarstruk- 
turen mit gemeinschaftlicher Hilfe verbessern kön- 
nen. Ausgegangen wird dabei insbesondere von dem 
in Artikel 227 Absatz 2 Unterabsatz 3 des Vertrages 
festgesetzten Grundsatz, der die „wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung" dieser Gebiete anstrebt. 

3. Da die Agrarstrukturen in den französischen 
überseeischen Departements verbessert werden müs- 
sen, ist es wünschenswert, daß sie sobald wie mög- 
lich in den Genuß der Gemeinschaftshilfe kommen. 
Hierzu ist bereits von 1975 an die Möglichkeit vor- 
zusehen, Anträge auf Gewährung von Zuschüssen 
für Vorhaben zur Verbesserung der Agrarstrukturen 
im Sinne der Verordnung Nr. 17/64/EWG einzu- 
reichen. 

In der Verordnung (EWG) Nr. 1215/75 wurde als 
Endtermin für die Einreichung der Anträge für 1975 
der 1. Juni 1975 festgesetzt. Demnach ist eine Ab- 
weichung von diesem Termin für Vorhaben vorzu- 
sehen, die im Hoheitsgebiet der französischen über- 
seeischen Departements durchgeführt werden sollen. 
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